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Kein staatliches Lohndumping!
Bund, Länder, Kommunen und andere öffentli-
che Auftraggeber vergeben jedes Jahr Aufträge 
an private Unternehmen in Höhe von über 300 
Milliarden Euro. Dies entspricht etwa zehn Pro-
zent des Sozialproduktes. 

Der Staat kann diese Marktmacht nutzen und 
sie für seine wirtschafts- und sozialpolitischen 
Ziele einsetzen. Hierzu gehören die Unterstüt-
zung regionaler Wirtschaftskreisläufe, die För-
derung kleinerer und mittelständischer Firmen, 
die Stärkung einer nachhaltigen Wirtschafts-
weise oder die Einhaltung von Tarifverträgen 
und anderen sozialen Mindeststandards. Dies 
befördert zugleich einen fairen Wettbewerb 
zwischen den Unternehmen und verhindert 
Schmutzkonkurrenz. Aktuell haben 14 von 16 

Bundesländern Vergabegesetze mit sozialen 
Kriterien für die öffentliche Auftragsvergabe. 
Sachsen plant das, nur Bayern und der Bund ha-
ben sich bisher verweigert. Sechs Bundesländer 
haben einen eigenen Vergabemindestlohn. 
Thüringen bindet die Vergabe öffentlicher Auf-
träge an Tarifverträge. Das Saarland, Berlin, 
Bremen und Brandenburg planen eine ver-
gleichbare Regelung. Das ist gut so! 

Öffentliche Aufträge dürfen zukünftig nur noch 
Unternehmen erhalten, die nach Tarif zahlen. 
Tarifflucht und Ausbeutung dürfen nicht mit 
Steuergeld unterstützt werden. Deswegen 
brauchen der Bund und alle Bundesländer ein 
fortschrittliches Vergabegesetz: öffentliche 
Aufträge nur mit Tarifverträgen! 



Titel	 Vorname	           Name		  Ich möchte Mitglied werden ab

        	 0 1 2 0
Straße			   Hausnummer	 Geburtsdatum

	

	

	
Land/PLZ	 Wohnort

	
	 Geschlecht�  weiblich      männlich

Telefon		  E-Mail

	 	

Datenschutzhinweise
Ihre personenbezogenen Daten werden von der Gewerkschaft ver.di gemäß der europäischen Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) und 
dem deutschen Datenschutzrecht (BDSG) für die Begründung und Verwaltung Ihrer Mitgliedschaft erhoben, verarbeitet und genutzt.  
Im Rahmen dieser Zweckbestimmungen werden Ihre Daten ausschließlich zur Erfüllung der gewerkschaftlichen Aufgaben an diesbezüglich 
besonders Beauftragte weitergegeben und genutzt. Eine Weitergabe an Dritte erfolgt nur mit Ihrer gesonderten Einwilligung.  
Die europäischen und deutschen Datenschutzrechte gelten in ihrer jeweils gültigen Fassung. Weitere Hinweise zum Datenschutz finden  
Sie unter https://datenschutz.verdi.de.

Hiermit erkläre ich  meinen Beitritt zu ver.di  /  zeige Änderungen meiner Daten an1)  und nehme  die Datenschutzhinweise  zur Kenntnis.

Vertragsdaten

1) nichtzutreffendes bitte streichen

Beschäftigungsdaten

 Angestellte*r	  Beamter*in	  erwerbslos

 Arbeiter*in	  Selbständige*r

 Vollzeit     Teilzeit          Anzahl Wochenstunden:

 Auszubildende*r / Volontär*in / Referendar*in	  �Praktikant*in

 �Schüler*in / Student*in (ohne Arbeitseinkommen)	  �Dual Studierende*r

 �Sonstiges	                  bis:

Bin / war beschäftigt bei (Betrieb / Dienststelle / Firma / Filiale)

Straße	 Hausnummer

    
PLZ	 Beschäftigungsort

    
Branche

ausgeübte Tätigkeit

monatlicher Bruttoverdienst

  � €

Lohn-/Gehaltsgruppe o. Besoldungsgruppe

Tätigkeits- / Berufsjahre o. Lebensalterstufe

Monatsbeitrag

  � €

Der Mitgliedsbeitrag beträgt nach § 14 der ver.di-Satzung pro Monat 1 % des regelmäßigen monat- 
lichen Bruttoverdienstes, jedoch mindestens 2,50 Euro. Er wird monatlich zum Monatsende fällig. 

Ich wurde geworben durch: 
Name Werber*in

Mitgliedsnummer

SEPA-Lastschriftmandat

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 
Gläubiger-Identifikationsnummer: DE61ZZZ00000101497 
Die Mandatsreferenz wird separat mitgeteilt.

Ich ermächtige ver.di, Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift 
einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von ver.di auf 
mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. Hinweis: Ich kann innerhalb 
von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des 
belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut 
vereinbarten Bedingungen.

Titel / Vorname / Name (nur wenn Kontoinhaber*in abweichend)

Straße und Hausnummer

PLZ/Ort

IBAN 

Deutsche IBAN (22 Zeichen)

Ort, Datum und Unterschrift    

Mitgliedsnummer

 

 Beitrittserklärung
 Änderungsmitteilung
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Ort, Datum und Unterschrift    
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